
Leitsätze: 

 

1. Für die gewerbsmäßige Bewachung von Leben und Eigentum fremder Personen 

bedarf ein Bewachungsunternehmer nach § 34a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 GewO einer 

spezifischen Zuverlässigkeit, die aus der besonderen Stellung dieses Gewerbes, 

seiner Konfliktträchtigkeit, Gefahrgeneigtheit und „Nähe“ zur Ausübung von Ge-

walt resultiert. 

 

2. Diese spezifische Zuverlässigkeit fehlt einem Bewachungsunternehmer, der au-

ßergewerblich als Mitglied eines Rockerclubs bewusst an Provokationen teilnimmt, 

potentielle Konflikte nicht vermeidet und die Gefahr von Gewalttätigkeiten ignoriert 

sowie an der nachträglichen Aufarbeitung und Prävention von durch Mitglieder 

begangenen Gewaltdelikten nicht mitwirkt. 

 

 

Hinweise:  

Der Kläger ist Mitgesellschafter eines gewerblich tätigen Bewachungsunternehmens. 

Seit 2009 ist er Mitglied („Member“) und Schriftführer („Secretary“) des MC Bandidos 

Chapter Regensburg. Zudem gehört er dem Bundesvorstand der NPD an. 

 

Im Jahr 2010 kam es zu einer gewalttätigen Auseinandersetzung unter Mitgliedern 

der rivalisierenden MC Bandidos und MC Gremium in Straubing, bei der mehrere Be-

teiligte durch Schläge und Messerstiche teilweise lebensgefährlich verletzt wurden. 

Alle Beteiligten schwiegen sich über die Vorgänge aus. Der Kläger wurde von einer 

zum Tatort anrückenden Polizeistreife angetroffen. Im Jahr 2012 widerrief das örtlich 

zuständige Landratsamt die dem Kläger nach § 34a GewO erteilte Erlaubnis zur um-

fassenden Bewachungstätigkeit ohne Einschränkung mit der Begründung, dass es 

aufgrund der Mitgliedschaft und Schriftführerstellung des Klägers im MC Bandidos 

Chapter Regensburg an seiner Zuverlässigkeit fehle. 

 

Der 22. Senat des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs bestätigte nun die Recht-

mäßigkeit des Widerrufs. Dieser könne zwar nicht auf die politischen Aktivitäten des 

Klägers gestützt werden, wohl aber darauf, dass nach dem Gesamteindruck seines 
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außergewerblichen Verhaltens im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung von 

Mitgliedern des MC Bandidos Chapter Regensburg mit Mitgliedern des rivalisieren-

den MC Gremium im Jahr 2010 eine gewerberechtliche Unzuverlässigkeit in Bezug 

auf das Bewachungsgewerbe anzunehmen sei. 

 

Ähnlich hatte bereits der 21. Senat in seinen Urteilen vom 10.10.2013 (21 B 12.960 

u.a.) entschieden, dass Mitglieder von Outlaw Motorcycle Gangs in hervorgehobener 

Position waffenrechtlich unzuverlässig sind. Zu diesen Urteilen sind derzeit Revisi-

onsverfahren beim Bundesverwaltungsgericht anhängig. Da der 22. Senat im Unter-

schied zur waffenrechtlichen Entscheidung des 21. Senats die Unzuverlässigkeit 

nicht bereits allein wegen der Mitgliedschaft in hervorgehobener Position, unabhän-

gig vom konkreten Verhalten des Mitglieds, bejaht, sondern auf das konkrete Verhal-

ten des Mitglieds abgestellt hat, bestand für ihn keine Veranlassung, die Revision 

zuzulassen. 
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22 BV 13.1909 

RN 5 K 12.1881 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

Im Namen des Volkes 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

****** *********, 

************ *, ***** ****, 

 - ****** - 

 

**************: 

************ ***** ******, 

****-*******-********* *-*, ***** *****, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch die Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

wegen 

 

Widerrufs der Gewerbeerlaubnis (Bewachungsgewerbe); 

hier: Berufung des Klägers gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

Regensburg vom 1. August 2013, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 22. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Schenk, 
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den Richter am Verwaltungsgerichtshof Demling, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Dietz 

 

aufgrund mündlicher Verhandlung vom 13. Februar 2014 

am 20. Februar 2014 

 

folgendes 

Urteil: 

 

 I. Die Berufung wird zurückgewiesen.  

 

 II. Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.  

 

 III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar.  

Der Kläger darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe 

des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht der Beklagte 

vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.  

 

 IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

Tatbestand: 

 

Der Kläger wendet sich gegen den Widerruf seiner Bewachungsgewerbeerlaubnis. 

 

Der Kläger ist Mitgesellschafter der Firma „T****** ********************** ***“. Mit Be-

scheid des Landratsamts S************** vom 11. März 2008 erhielt der Kläger nach 

§ 34a GewO die Erlaubnis zur umfassenden Bewachungstätigkeit ohne Ein-

schränkung. Zum 4. März 2008 meldete er die Firma als Gewerbe an und ergänzte 

seine Gewerbeanmeldung am 8. Juni 2010 um Versand- und Internet-Einzelhandel 

mit Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwaren sowie am 30. Oktober 2012 um 

Büroservice und Arbeitnehmerüberlassung.  

 

Am 25./26. Dezember 2010 kam es zu einer gewalttätigen Auseinandersetzung unter 

Mitgliedern der rivalisierenden MC B******* und MC G****** in S********. Nach polizei-

lichen Ermittlungen griffen Mitglieder des MC B******* ******* ********** aus der Gast-
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stätte „H***** *****“ kommend vor deren benachbartem Vereinslokal „B**** ***“ ste-

hende Mitglieder des MC G****** an. Mehrere Beteiligte wurden durch Schläge und 

Messerstiche verletzt, eine Person lebensgefährlich. Alle Beteiligten schwiegen sich 

über die Vorgänge aus. Der Kläger wurde von einer zum Tatort anrückenden Polizei-

streife angetroffen, wie er sich in ruhiger Gangart entfernte und die Kutte mit den Ab-

zeichen des MC B******* trug. Auf Befragung gab er an, von einer Schlägerei nichts 

zu wissen. Mit Verfügung vom 14. Februar 2012 stellte die Staatsanwaltschaft die 

Ermittlungen hinsichtlich des Klägers nach § 170 Abs. 2 StPO ein (Behördenakte, 

Bl. 261 ff., 281 ff., 285). 

 

Auf Anfragen im Bayerischen Landtag hin überprüfte das Landratsamt S************** 

die Zuverlässigkeit des Klägers im Hinblick auf das Bewachungsgewerbe. Das Baye-

rische Landesamt für Verfassungsschutz teilte mit, der Kläger sei seit dem Jahr 2009 

Mitglied („Member“) und Schriftführer („Secretary“) des MC B******* ******* **********, 

und bestätigte die vor Erlaubniserteilung bekannten politischen Aktivitäten des Klä-

gers (Behördenakte Bl. 205 f.).  

 

Nach Anhörung und Äußerung des Klägers widerrief das Landratsamt mit Bescheid 

vom 31. Oktober 2012 die dem Kläger nach § 34a GewO erteilte Erlaubnis zur um-

fassenden Bewachungstätigkeit ohne Einschränkung, verpflichtete ihn zur Rückgabe 

der Erlaubnisurkunde innerhalb einer Woche nach Unanfechtbarkeit des Bescheids 

und drohte für den Fall der Nichterfüllung der Rückgabeverpflichtung ein Zwangsgeld 

in Höhe von 1000 Euro an. Es fehle an der Zuverlässigkeit des Klägers, da er Mit-

glied und Schriftführer des MC B******* ******* ********** sei. Die Gewaltbereitschaft 

der B******* und auch des C******* ********** zeige sich deutlich bei der Messerste-

cherei in S********. Zwar sei das Strafverfahren gegen den Kläger eingestellt worden; 

er habe sich jedoch unmittelbar vor der Auseinandersetzung mit weiteren Mitgliedern 

des MC B*******, die später die Tat begangen hätten, in der Nähe des Tatorts aufge-

halten und das Lokal, von dem aus der Angriff begonnen worden sei, verlassen.  

 

Gegen den Bescheid hat der Kläger Anfechtungsklage zum Bayerischen Verwal-

tungsgericht Regensburg erhoben. Mit Urteil vom 1. August 2013 wies das Verwal-

tungsgericht die Klage ab.  

 

Der Kläger hat die vom Verwaltungsgericht zugelassene Berufung eingelegt und be-

antragt: 
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1. Das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts Regensburg vom 1. August 

2013 wird geändert. 

 

2. Der Bescheid des Landratsamts S************** vom 31. Oktober 2012 wird 

aufgehoben.  

 

Zur Begründung führt er aus, das Verwaltungsgericht habe zu Unrecht angenom-

men, dass die Mitglieder des MC B******* das Gewaltmonopol des Staates miss-

achteten, Selbstjustiz übten und die Durchführung von Racheaktionen pflegten sowie 

einem Schweigegelübde unterlägen. In Bayern sei es bisher zu keinem Vereinsver-

bot gegenüber Untergliederungen (Chapter) des MC B******* gekommen. Nur ein Fall 

von Gewalttätigkeit sei im Verfassungsschutzbericht Bayern 2012 erwähnt, dies sei 

ein Fall einer Prügelei unter Mitgliedern des MC B******* gewesen, wie sie in jeder 

Vereinigung vorkommen könnten. In allen anderen Fällen seien Mitglieder anderer 

Rockerbanden die Täter gewesen. Beim Vorfall am 25./26. Dezember 2010 sei der 

Kläger weder Rädelsführer dieses Vorkommnisses noch zum Zeitpunkt der Ausei-

nandersetzung anwesend gewesen. Der Kläger habe auch keine Möglichkeit oder 

Anlass gehabt, das Verlassen des Lokals durch die angreifenden Rocker zu unter-

binden. Es sei reine Spekulation, dass er als ranghöchster Vertreter des MC B******* 

etwas hätte tun können. Als Schriftführer bei einem kleinen Chapter habe er kein ho-

hes Amt inne. Als er das Lokal „H***** *****“ verlassen habe, sei bereits „alles vorbei“ 

gewesen. So habe er weder die Polizeibeamten herbeirufen noch diesen irgendwel-

che Hinweise auf den Sachverhalt geben können. Der Kläger unterliege keinem 

Schweigegebot, sondern habe mehrfach bei Strafverfahren als Zeuge umfangreiche 

Angaben gemacht und bei Einsätzen im Rahmen seines Bewachungsgewerbes mit 

der Polizei zusammengearbeitet. Er erkenne das Gewaltmonopol des Staates an und 

verabscheue Selbstjustiz. Dass der Kläger in den sechs Jahren seiner Zugehörigkeit 

zum MC B******* – und zuvor zum MC G****** – keine Straftaten begangen habe, 

zeige gerade, dass seine Zugehörigkeit keine negative Wirkung auf seine Berufs-

ausübung habe. Die Selbstbezeichnung als „1-Prozenter“ symbolisiere in der heuti-

gen Praxis der europäischen Motorradfahrerszene die Zugehörigkeit zu einer ausge-

sprochenen Minderheit und ein elitäres Selbstverständnis. Die europäische Motor-

radfahrerszene habe nichts mit einer amerikanischen Motorradfahrerszene aus dem 

Jahr 1947 zu tun. Die Hierarchie sei auch nicht anders als in anderen Vereinen. Im 

Fall einer Entziehung der Gewerbeerlaubnis für das Bewachungsgewerbe sei die 
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wirtschaftliche Existenz des Klägers zerstört, denn die anderen Geschäftsfelder sei-

ner Firma (Textilhandel und Bürodienstleistungen) befänden sich noch im Aufbau. 

Der Widerruf sei auch wegen Art. 12 Abs. 1 GG unverhältnismäßig. Auch das Grund-

recht auf Vereinigungsfreiheit nach Art. 9 Abs. 1 GG wäre mittelbar verletzt, würde 

die Mitgliedschaft des Klägers beim MC B******* den Grund für eine existenzvernich-

tende Gewerbeuntersagung bieten.  

 

Der Beklagte beantragt, 

 

die Berufung gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts Regens-

burg vom 1. August 2013 zurückzuweisen. 

 

Der Kläger sei im Sinne des Gewerberechts unzuverlässig. Die Mitgliedschaft und 

aktive Betätigung in einer „Outlaw Motorcycle Gang“ (OMCG – „gesetzlose Rocker-

bande“) rechtfertige die Annahme, dass der Kläger nicht die für das Bewachungs-

gewerbe erforderliche Zuverlässigkeit besitze.  

 

Auf Anfrage des Verwaltungsgerichtshofs teilte das Bayerische Landeskriminalamt 

u.a. mit, über Organisations-Straftaten von Mitgliedern des MC B******* ******* 

********** lägen keine Erkenntnisse vor; als strafrechtsrelevante Vorfälle seien u.a. 

eine Prügelei von zwei Mitgliedern des MC B******* ******* ********** mit zwei Mitglie-

dern des MC G****** ******* ********** wohl auf Grund eines zufälligen Aufeinander-

treffens (Kläger unbeteiligt) und der Vorfall am 25./26. Dezember 2010 als gezielte 

Provokation des MC G****** (Beteiligung des Klägers ungeklärt) bekannt.  

 

In der mündlichen Verhandlung betonte der Kläger, der MC B******* ******* ********** 

umfasse etwa zehn Mitglieder und in ihm werde demokratisch abgestimmt; weder der 

Präsident noch der Schriftführer hätten herausgehobene Stellungen. Ob beim Vorfall 

am 25./26. Dezember 2010 noch ein anderer Funktionsträger anwesend gewesen 

sei, könne er nicht mehr sagen; es habe sich vermutlich um eine spontane Verabre-

dung gehandelt. Es habe im Hinblick auf die Schlägerei auch danach keine vereins-

internen Maßnahmen gegeben, da es sich nicht um eine Unternehmung des Vereins 

gehandelt habe. Zuwiderhandlungen von Einzelnen seien für ihn kein Grund, die 

Gemeinschaft mit Anderen, die er als seine Freunde ansehe und bei denen es sich 

um persönlich und charakterlich untadelige Leute handele, zu beenden.  
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Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf die Gerichts- und die 

beigezogenen Behördenakten sowie die zum Gegenstand des Verfahrens gemach-

ten weiteren Unterlagen und die Niederschrift über die mündliche Verhandlung. 

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

Die Berufung des Klägers ist unbegründet, weil das Verwaltungsgericht die Anfech-

tungsklage des Klägers zu Recht abgewiesen hat (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO), da 

der Bescheid des Landratsamts S************** vom 31. Oktober 2012 nicht rechts-

widrig ist und den Kläger nicht in seinen Rechten verletzt. Der angefochtene Be-

scheid ist rechtmäßig, weil der Widerruf der Erlaubnis des Klägers zur Ausübung des 

Bewachungsgewerbes auf Art. 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BayVwVfG i.V.m. § 34a Abs. 1 

Satz 3 Nr. 1 GewO gestützt werden konnte. 

 

I. Nachträglich eingetretene Tatsachen im Sinne von Art. 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 

BayVwVfG liegen vor.  

 

1. Nachträglich nach Erteilung der Erlaubnis mit Bescheid des Landratsamts 

S************** vom 11. März 2008 eingetretene Tatsachen liegen nicht in Gestalt der 

politischen Aktivitäten des Klägers vor, da diese bereits bei Erteilung der Erlaubnis 

nach Inhalt und Umfang im Wesentlichen bekannt gewesen waren.  

 

2. Für den streitgegenständlichen Erlaubniswiderruf zeitlich und sachlich relevante 

Tatsachen bestehen jedoch im Verhalten des Klägers als Mitglied und Inhaber einer 

Funktionsstellung beim MC B******* ******* ********** im Zusammenhang mit der Aus-

einandersetzung von Mitgliedern des MC B******* ******* ********** mit Mitgliedern des 

rivalisierenden MC G****** am 25./26. Dezember 2010 in S********.  

 

II. Auf Grund dieser nachträglich eingetretenen Tatsachen wäre die Behörde berech-

tigt, dem Kläger die Erlaubnis zur Ausübung des Bewachungsgewerbes zu versagen, 

da er die für diesen Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht mehr besitzt. 

 

1. Für die gewerbsmäßige Bewachung von Leben und Eigentum fremder Personen 

bedarf ein Gewerbetreibender nach § 34a Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 GewO einer spezifi-

schen Zuverlässigkeit, die aus der besonderen Stellung dieses Gewerbes mit Blick 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 



- 9 - 

 

 

auf seine Konfliktträchtigkeit und „Nähe“ zur Ausübung von Gewalt resultiert.  

 

Da dem Gewerberecht ein absoluter Zuverlässigkeitsbegriff fremd ist, kommt es für 

die Prüfung der Unzuverlässigkeit auf das jeweilige Gewerbe und den Schutzzweck 

der entsprechenden gewerberechtlichen Bestimmungen an (vgl. BVerwG, 

U.v. 27.6.1961 – 1 C 34.60 – GewArch 1961, 166).  

 

Das Bewachungsgewerbe entlastet staatliche Sicherheitsbehörden von der Aufgabe 

einer – von diesen kapazitätsmäßig tatsächlich nicht leistbaren – ubiquitären Ge-

währleistung der Sicherheit, indem private Bewachungsunternehmen für (meist) pri-

vate Auftraggeber konkrete Präventivaufgaben wie die Bewachung von Personen 

und Sachen übernehmen. Sie üben im privaten Auftrag polizeiähnliche Funktionen 

(vgl. Höfling in Friauf, GewO, Stand: 271. EL August 2013, § 34a GewO Rn. 20) und 

eine quasistaatliche Sicherheitsrolle aus. Dabei genießen Bewachungsunternehmer 

jedoch keine weiter reichenden Befugnisse als andere Private. Ihnen stehen nach 

§ 34a Abs. 5 GewO nur die sogenannten „Jedermann-Rechte“ zu, die zwar u.U. auch 

die Anwendung von Gewalt einschließen, in deren Ausübung sie aber strikt den 

Grundsatz der Erforderlichkeit und das staatliche Gewaltmonopol respektieren müs-

sen. Den Grundsatz der Erforderlichkeit hat der Gesetzgeber in § 34a Abs. 5 Satz 2 

GewO eigens hervorgehoben. 

 

Die spezifischen Pflichten eines Bewachungsunternehmers resultieren erstens aus 

der Gefahrgeneigtheit der Bewachungstätigkeit auf Grund der Schutzbedürftigkeit 

der Bewachungsobjekte, zweitens aus der Konfliktträchtigkeit der Erfüllung des 

Schutzauftrags gegenüber rechtswidrigen Angriffen Dritter sowie drittens aus der 

strengen Rechtsbindung insbesondere bei der Ausübung der sogenannten „Jeder-

mann-Rechte“ unter Anwendung von körperlicher Gewalt nur in den engen Grenzen 

des Erforderlichen.  

 

Bereits im Vorfeld seiner Tätigkeit muss ein Bewachungsunternehmer daher etwaige 

Gefahren erkennen und ihnen vorbeugen, potentielle Konflikte aufspüren und ihnen 

durch deeskalierendes Verhalten so entgegentreten, dass sich das Konfliktpotential 

gar nicht erst entlädt, sowie jegliche Provokationen unterlassen. Prävention und De-

eskalation statt Provokation prägen das von § 34a Abs. 1 Satz 1 GewO vorgesehene 

Pflichtenprofil des Bewachungsgewerbes; nicht Gewaltanwendung, sondern Gewalt-

vermeidung muss nach § 34a Abs. 5 GewO die Handlungsmaxime sein. Deshalb 
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gehören u.a. solche Fähigkeiten zum vorgeschriebenen Inhalt des Unterrichts, den 

Selbständige im Bewachungsgewerbe durchlaufen müssen (vgl. § 34a Abs. 1 Satz 3 

Nr. 3 GewO, § 1 Abs. 2 und insbesondere § 4 Satz 1 Nr. 5 BewachV, wo der Verord-

nungsgeber prägnant den Umgang mit Menschen, das Verhalten in Gefahrensituati-

onen und Deeskalationstechniken in Konfliktsituationen nennt). 

 

2. An diesen Maßstäben gemessen ist beim Kläger nach dem Gesamteindruck sei-

nes außergewerblichen Verhaltens im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung 

von Mitgliedern des MC B******* ******* ********** mit Mitgliedern des rivalisierenden 

MC G****** am 25./26. Dezember 2010 in S******** eine gewerberechtliche Unzuver-

lässigkeit in Bezug auf das Bewachungsgewerbe anzunehmen.  

 

a) Unzuverlässig ist ein Gewerbetreibender, der nach dem Gesamteindruck seines 

Verhaltens nicht die Gewähr dafür bietet, dass er sein Gewerbe künftig ordnungs-

gemäß betreibt (vgl. BVerwG, U.v. 2.2.1982 – 1 C 52.78 – GewArch 1982, 233; 

BVerwG, U.v. 2.2.1982 – 1 C 146.80 – BVerwGE 65, 1/2; std. Rspr.). Grundsätzlich 

ist für die Beurteilung der Zuverlässigkeit eines Gewerbetreibenden zwar auf sein 

Verhalten bei der Ausübung seines Gewerbes abzustellen, so dass Pflichtverletzun-

gen gegenüber Beschäftigten, Gläubigern und Kunden die Annahme der Unzuverläs-

sigkeit tragen können (zu Straftaten BayVGH, B.v. 15.2.2012 – 22 C 11.2563 – 

Rn. 4 ff.; BayVGH, B.v. 21.8.2012 – 22 C 12.1256 – Rn. 8; zur Verletzung zivilrechtli-

cher Pflichten gegenüber Kunden BayVGH, B.v. 20.10.2011 – 22 ZB 11.1473 – 

Rn. 7; zur Überschuldung BVerwG, U.v. 2.2.1982 – 1 C 52.78 – GewArch 1982, 

233 f.; BVerwG, U.v. 2.2.1982 – 1 C 146.80 – BVerwGE 65, 1/2; std. Rspr.). Ein Ver-

halten außerhalb der Gewerbeausübung kann nur herangezogen werden, soweit 

sich daraus Rückschlüsse auf Charakter oder Verhaltensweisen des Gewerbetrei-

benden ziehen lassen, die ihrerseits auch für sein Gewerbe relevant werden können 

(vgl. Brüning in Pielow, GewO, 2009, § 35 Rn. 22 m.w.N.; Ennuschat in: Tettinger/ 

Wank/Ennuschat, GewO, 8. Aufl. 2011 § 34a Rn. 33). So können z.B. Eigentums- 

oder Vermögensdelikte eines Gewerbetreibenden darauf schließen lassen, dass er 

dazu neigt, sich fremdes Eigentum oder Vermögen in strafbarer Weise zu verschaf-

fen, und die betroffenen Rechtsgüter nicht respektiert (vgl. BayVGH, B.v. 21.8.2012 – 

22 C 12.1256 – Rn. 8). Für Bewachungsunternehmer gilt dies entsprechend; auch 

Tatsachen, die Rückschlüsse auf die Einstellung des Gewerbetreibenden zum Um-

gang mit Konfliktfällen und zur Gewaltvermeidung zulassen, sind hierbei von beson-

derer Bedeutung (vgl. auch Höfling in Friauf, GewO, Stand: 271. EL August 2013, 
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§ 34a GewO Rn. 76 f. m.w.N.). Es braucht sich nicht unbedingt um strafrechtlich re-

levante Tatsachen zu handeln. 

 

Der Kläger ist zwar bisher in Ausübung seines Bewachungsgewerbes nicht durch 

Rechtsverstöße aufgefallen. Aber aus seinem außergewerblichen Verhalten im Zu-

sammenhang mit der Auseinandersetzung von Mitgliedern des MC B******* ******* 

********** mit Mitgliedern des rivalisierenden MC G****** am 25./26. Dezember 2010 

in S******** lassen sich Rückschlüsse auf Charakter und Verhaltensweisen des Klä-

gers ziehen, die den weiteren Schluss zulassen, dass der Kläger nach dem Gesamt-

eindruck seines Verhaltens nicht die Gewähr dafür bietet, dass er die spezifischen 

Pflichten seines Gewerbes erfüllt.  

 

b) Der Kläger hat durch sein Verhalten im Zusammenhang mit der Auseinander-

setzung von Mitgliedern des MC B******* ******* ********** mit Mitgliedern des rivalisie-

renden MC G****** am 25./26. Dezember 2010 in S******** gezeigt, dass er außer-

gewerblich an bewussten Provokationen teilnimmt, potentielle Konflikte nicht vermei-

det und die Gefahr von Gewalttätigkeiten ignoriert.  

 

aa) Die vom Kläger so bezeichnete „Kneipentour“ (Schriftsatz vom 13.1.2014, VGH-

Akte Bl. 103/105) von Mitgliedern des MC B******* ******* ********** am 

25./26. Dezember 2010 in S******** war nach dem objektiven äußeren Eindruck nicht 

lediglich eine spontane private Verabredung, sondern ein dem MC B******* ******* 

********** zurechenbarer, martialisch wirkender Auftritt als organisierte Gruppe.  

 

Das damalige Auftreten der Mitglieder des MC B******* ******* ********** in B*******-

Kutten konnte auch vom MC G****** ******* ********* nicht – wie vom Kläger darge-

stellt – als private Veranstaltung, sondern nur als organisiertes Auftreten der rivalisie-

renden Gruppierung aufgefasst werden.  

 

Nicht überzeugen konnte der Kläger mit seinem Versuch, die Selbstdarstellung der 

am 25./26. Dezember 2010 beteiligten Mitglieder des MC B******* ******* *********g zu 

verharmlosen. Deren Auftreten ist vor dem Hintergrund der Selbstdarstellung des 

gesamten Vereins MC B******* ******* ********** zu sehen. Der Kläger war zwar auch 

insofern um Verharmlosung bemüht, indem er das Symbol der „1 %-Raute“ nicht als 

Reminiszenz an die schweren Auseinandersetzungen zwischen Rockern und der Po-

lizei 1947 in Hollister/USA sondern als „Modetrend“ darstellte (vgl. Niederschrift vom 
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13.2.2014, S. 3, 6). Aber für die Chapter des MC B******* ist dieses Symbol nach ih-

rer Gründungsgeschichte und Herkunft prägend; es handelt sich um ein Selbstbe-

schreibungs- und Selbstunterscheidungsmerkmal von „Outlaw Motorcycle Gangs“ 

(OMCG) gegenüber „normalen“ und von ihnen als „Wochenendlern“ bezeichneten 

Motorradfahrern (vgl. Vahldieck in BKA [Hrsg.], Gewaltphänomene – Strukturen, 

Entwicklungen und Reaktionsbedarf, BKA-Herbsttagung 2010, S. 4; zum Verfah-

rensgegenstand gemacht mit Schreiben vom 12.12.2013, VGH-Akte Bl. 59/65 ff.). 

Dieser Selbststilisierung dienen auch typische OMCG-Wahlsprüche wie "God forgi-

ves, Outlaws don´t“ – welchen der MC B******* ******* ********** variiert ("God forgives 

B******* don´t“, www.b******************.de, Abruf vom 9.12.2013) – oder „sangre por 

sangre“, was nach Darstellung des Klägers Ausdruck einer besonderen Verbunden-

heit, einer Art Blutsbrüderschaft sei (vgl. Niederschrift vom 13.2.2014, S. 3). Der Klä-

ger hat zwar darauf hingewiesen, dass derartige Aussagen nicht wörtlich zu nehmen 

seien. Dies vermag nicht durchgehend zu überzeugen. Mögen auch Gruppen Ju-

gendlicher oder Heranwachsender ohne besonderes Nachdenken martialisch wir-

kende Sprüche zur Selbstdarstellung verwenden, kann jedenfalls von einer Gruppe 

in Beruf und Familie stehender Erwachsener, wie sie die Mitglieder des MC B******* 

******* ********** nach Darstellung des Klägers als demokratisch entscheidende, per-

sönlich und charakterlich untadelige Leute (Niederschrift vom 13.2.2014, S. 5) sein 

sollen, eine zumindest erkennbare äußere und innere Distanzierung von derartigen 

Aussagen erwartet werden. Anderenfalls wirkt das organisierte Auftreten als Provo-

kation gerade durch den MC B******* ******* **********, so wie hier geschehen.  

 

Aus diesem Grund war der mehrstündige Aufenthalt von Mitgliedern des MC B******* 

******* ********** in B*******-Kutten vom objektiven Empfängerhorizont des MC G****** 

******* ********* aus nicht als private Veranstaltung, sondern als Auftreten der rivali-

sierenden Organisation MC B******* aufzufassen. Dafür spricht auch, dass der Kon-

flikt nach Mitteilung eines der Präsidenten erst im Mai 2011 dauerhaft beigelegt wor-

den und somit von beiden Seiten nicht als privater Streit, sondern als Konflikt zwi-

schen den OMCG verstanden worden sei (vgl. KPI–Z N***********, Niederschrift vom 

13.2.2014, S. 3).  

 

bb) Das Auftreten der Mitglieder des MC B******* ******* ********** einschließlich des 

Klägers am 25./26. Dezember 2010 in S******** mit dem Besuch des dem Vereinslo-

kal des MC G****** ******* ********* gegenüber gelegenen Lokals war eine Provokati-

on des rivalisierenden MC G****** vor allem auch vor dem Hintergrund eines länger 
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schwelenden Konflikts um Gebietsansprüche nach einer Abspaltung innerhalb des 

MC G******. 

 

Anfang des Jahres 2009 verließen der Kläger und weitere Mitglieder des MC G****** 

******* **************** ******* den MC G******, wechselten zum rivalisierenden MC 

B******* und bildeten den neuen MC B******* ******* **********, obwohl sie ihre Wohn-

sitze in S******** hatten (vgl. BayLKA vom 17.1.2014, VGH-Akte Bl. 112/115). In 

S******** blieb der MC G****** ******* ********* bestehen. Somit existierten am selben 

Ort zwei Chapter konkurrierender OMCG.  

 

Am 4. Januar 2010 ist ein interner Aufruf des MC G****** wegen mangelnden Res-

pekts seiner Gebietsansprüche durch den MC B******* in N*********** polizeibekannt 

geworden; der MC G****** ******* ********* sei von Mitgliedern anderer Chapter des 

MC G****** aus dem Bundesgebiet unterstützt worden, während der MC B******* 

******* ********** diesen provoziert habe, indem seine Mitglieder offen in Kutten in 

S******** aufgetreten seien. Durch intensive polizeiliche Maßnahmen sei eine Eskala-

tion verhindert worden; im März 2010 seien die Streitigkeiten zunächst beigelegt 

worden (vgl. BayLKA vom 17.1.2014, VGH-Akte Bl. 112/115), aber wiederholte Pro-

vokationen des MC B******* gegen den MC G****** hätten die Situation verschärft, 

bis sie in o.g. Überfall wieder eskaliert sei (vgl. BayLfV [Hrsg.], Verfassungsschutzbe-

richt Bayern 2010, S. 237). Im Jahr 2011 griff umgekehrt ein Mitglied des MC G****** 

ein Mitglied des MC B******* an (vgl. BayLfV [Hrsg.], Verfassungsschutzbericht Bay-

ern 2011, S. 258). Es habe sich im Jahr 2010 nur um eine Art Waffenstillstand ge-

handelt, denn der Konflikt habe weitergeschwelt, wie die Mitteilung der dauerhaften 

Konfliktbeilegung durch einen Präsidenten erst im Mai 2011 zeige (vgl. KPI–Z 

N***********, Niederschrift vom 13.2.2014, S. 3).  

 

cc) Insgesamt ergibt sich für den Verwaltungsgerichtshof folgendes Bild: Der Kläger 

nahm durch seinen mehrstündigen Aufenthalt mit weiteren Mitgliedern des MC 

B******* ******* ********** in B*******-Kutten in Lokalen in S******** und sogar im dem 

Vereinslokal des MC G****** ******* ********* gegenüber gelegenen Lokal eine Provo-

kation des MC G****** ******* ********* durch den MC B******* ******* ********** min-

destens bewusst in Kauf.  

 

Auf Grund seiner Kenntnis der Vorgeschichte und der Abspaltung, die seinen Anga-

ben zu Folge zwischenmenschliche Gründe hatte, ohne dass seitens des MC G****** 
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Racheakte ihm oder anderen Personen gegenüber erfolgt seien (Schreiben vom 

13.1.2014, VGH-Akte Bl. 103/104), wusste der Kläger um die Brisanz dieser Art von 

Auftritt in S********. Dennoch verzichtete er weder auf ein Tragen der B*******-Kutte 

noch auf einen Aufenthalt in unmittelbarer Nachbarschaft zum Vereinslokal des MC 

G****** ******* *********. Ein solches Auftreten konnte und musste vom MC G****** 

******* ********* nur als Provokation verstanden werden (vgl. KPI–Z N***********, Nie-

derschrift vom 13.2.2014, S. 3). Nach polizeilicher Einschätzung ist zwar nicht nach-

weisbar, dass sich der MC B******* ******* ********** auf eine gewaltsame Auseinan-

dersetzung vorbereitet hatte, aber eine gezielte Provokation sei geplant gewesen, bei 

der man ein gewalttätiges Ende nicht habe ausschließen können (vgl. KPI–Z 

N***********, Niederschrift vom 13.2.2014, S. 4 f.). 

 

c) Der Kläger hat auch nichts unternommen, um die entstandene gewalttätige Aus-

einandersetzung zu unterbinden oder wenigstens zu stoppen, obwohl er als „Secre-

tary“ (Schriftführer) des MC B******* ******* ********** die herausgehobene Stellung 

eines „Officer“ bekleidete und diese hier hätte nutzen können.  

 

Als „Secretary“ bekleidet der Kläger im MC B******* ******* ********** ein Funktionsamt 

in der internen Hierarchie, die sich rockertypisch aus „President“ und „Vice-President“ 

an der Spitze sowie den „Officers“ „Sergeant at Arms“, „Secretary“, „Treasurer“ und 

„Road Captain“ zusammensetzt, welche die Aufgabenbereiche der Bewaffnung und 

Sicherung, der Schriftführung und Außendarstellung, der Finanzverwaltung und der 

Planung und Durchführung von Ausfahrten wahrnehmen (vgl. BayLKA vom 

17.1.2014, VGH-Akte Bl. 112 f.; Niederschrift vom 13.2.2014, S. 4).  

 

Auch nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung ist die Darstellung des Klä-

gers nicht überzeugend, dass er vom zuletzt besuchten Lokal aus in Sichtweite des 

Vereinslokals des MC G****** den Angriff der eigenen Mitglieder bis zuletzt nicht mit-

bekommen haben will. Nach eigenen Angaben will der Kläger im Lokal gewesen 

sein, bis „alles vorbei“ gewesen sei, so dass er weder die Polizei rufen noch irgend-

welche Hinweise auf den Sachverhalt habe geben können (Schriftsatz vom 

18.10.2013, VGH-Akte Bl. 33/39). Er habe vom eigentlichen Vorfall nichts mitbekom-

men (Niederschrift vom 13.2.2014, S. 2). Dies ist jedoch nicht nachvollziehbar, denn 

die konfliktträchtige Situation war bereits zuvor von ihm und anderen Mitgliedern des 

MC B******* ******* ********** bewusst in Kauf genommen worden und konnte – wie 

dem Kläger klar sein musste – jederzeit in Gewalttätigkeiten – auch der anderen Sei-
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te – umschlagen, so dass das Geschehen vor dem Lokal und auf der Straße erst 

recht besondere Aufmerksamkeit erregen musste. Von daher ist es für den Verwal-

tungsgerichtshof nach wie vor nicht nachvollziehbar, dass er dem Geschehen seinen 

Lauf ließ. 

 

Die gewalttätige Auseinandersetzung ging von den den Kläger begleitenden Mitglie-

dern des MC B******* ******* ********** aus. Nach polizeilichen Feststellungen griffen 

Mitglieder des MC B******* anlasslos und überraschend vor ihrem Clublokal stehende 

Mitglieder des MC G****** an. Die gewalttätige und bewaffnete Auseinandersetzung 

forderte mehrere durch Schläge und Messerstiche Verletzte.  

 

d) Nach dem als vorsätzliche Straftat zu wertenden Überfall, der nach polizeilichen 

Feststellungen von zuvor mit dem Kläger im Lokal anwesenden Mitgliedern des MC 

B******* ******* ********** ausgegangen war, unterstützte der Kläger weder die polizei-

lichen und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen durch sachdienliche Hinweise, noch 

distanzierte er sich äußerlich und innerlich von Tat und Tätern, noch trug er aktiv da-

zu bei, dass sich dergleichen im MC B******* ******* ********** nicht mehr wiederholen 

kann.  

 

Der Kläger hat seine mangelnde Bereitschaft zur Klärung und Aufarbeitung des we-

gen schwerer Stichverletzungen gravierenden Vorfalls und seine mangelnde Bereit-

schaft zur künftigen Verhinderung derartiger Gewaltexzesse zunächst durch seine 

mangelnde Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden nach der Auseinan-

dersetzung gezeigt. Zwar bestreitet der Kläger, einem Schweigegebot zu unterliegen, 

denn er habe mehrfach bei Strafverfahren als Zeuge umfangreiche Angaben ge-

macht und bei Einsätzen im Rahmen seines Bewachungsgewerbes mit der Polizei 

zusammengearbeitet. Er erkenne das Gewaltmonopol des Staates an und verab-

scheue Selbstjustiz. Dass der Kläger über Dritte keinem Schweigegebot unterliegt, 

die mit dem MC B******* oder anderen OMCG nichts zu tun haben, mag sein. Eben-

so mag er mit der Polizei bei der Aufklärung von Delikten zusammenarbeiten, in die 

keine Mitglieder von OMCG verwickelt sind. Die nähere Aufklärung der Auseinan-

dersetzung vom 25./26. Dezember 2010 scheiterte aber an der „Mauer des Schwei-

gens“, die er und die Mitglieder des MC B******* ebenso wie jene des MC G****** ge-

genüber den Strafverfolgungsbehörden errichteten (KPI S********, Schlussvermerk 

vom 23.8.2011, Behördenakte Bl. 271/276). 
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Weiter trennte sich weder der MC B******* ******* ********** von den Tätern, noch 

trennte sich der Kläger vom MC B******* ******* **********. Vereinsintern habe es kei-

ne Maßnahmen gegen die beteiligten Mitglieder gegeben, da es sich nicht um eine 

Unternehmung des Vereins gehandelt habe, so der Kläger (Niederschrift vom 

13.2.2014, S. 2). Dem kann in keiner Weise gefolgt werden. Da es sich nach Über-

zeugung des Verwaltungsgerichtshofs um eine mindestens bewusst in Kauf genom-

mene Provokation des MC B******* ******* ********** gegenüber dem rivalisierenden 

MC G****** gehandelt hat, handelte es sich sehr wohl um eine Angelegenheit des 

MC B******* ******* **********. Da die Auseinandersetzung bis hin zu lebensgefährli-

chen Verletzungen eskalierte, ist es unverständlich, dass nicht alles unternommen 

worden ist, um vereinsintern Aufarbeitung und Prävention zu betreiben. Da bis zur 

dauerhaften Konfliktbeilegung noch fast ein halbes Jahr verging, wäre ein aktiver 

Einsatz aller Mitglieder des MC B******* ******* ********** erforderlich gewesen, um ei-

ne Wiederholung solcher Auseinandersetzungen dauerhaft zu verhindern. Doch der 

Kläger unternahm in dieser Richtung nichts; er war auch nicht an den Gesprächen 

zur Beilegung des Konflikts beteiligt (Niederschrift vom 13.2.2014, S. 5). 

 

e) Es kann dahinstehen, ob der Kläger aktiv auf die Planung, Vorbereitung und 

Durchführung dieser Provokation Einfluss nahm oder nicht. Indem er als Mitglied des 

MC B******* ******* ********** am 25./26. Dezember 2010 in S******** in B*******-Kutte 

und in unmittelbarer Nähe zum Vereinslokal des MC G****** mit anderen Mitgliedern 

auftrat, hat er jedenfalls selbst eine Provokation begangen. Auch wenn die folgende 

Eskalation nach polizeilicher Einschätzung wohl nicht geplant war, tat der Kläger 

aber trotz seiner Berufserfahrung, seiner Vertrautheit mit den Charakteristika der be-

teiligten OMCG und seines Funktionsamts nichts, um einer Eskalation vorzubeugen 

oder sie zu verhindern.  

 

Es entlastet den Kläger auch nicht, dass er behauptet, in R********* seien noch nie-

mals „Gebietskämpfe“ mit anderen Clubs ausgetragen worden, bayernweit seien ihm 

keine solchen bekannt und kein ihm bekannter MC sei überhaupt im Besitz oder Ei-

gentum eigener Gebiete (Schriftsatz vom 13.1.2014, VGH-Akte Bl. 103/106), denn es 

geht hier nicht um pauschale Behauptungen und Gegenbehauptungen, sondern um 

konkrete Sachverhalte. Die Auseinandersetzung am 25./26. Dezember 2010 spielte 

sich in S******** und nicht in R********* ab und war nach der überzeugenden polizeili-

chen Einschätzung eine gezielte Provokation vor dem Hintergrund einer lokalen Ri-

valität zwischen den Chaptern des MC B******* und des MC G****** (vgl. BayLKA 
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vom 17.1.2014, VGH-Akte Bl. 112/115; KPI–Z N***********, Niederschrift vom 

13.2.2014, S. 3). Insoweit ist auch das Fehlen von Anhaltspunkten für eine gezielte 

Einflussnahme von OMCG auf Betriebe, Diskotheken oder Clubs in der Oberpfalz 

oder in N*********** (BayLKA vom 17.1.2014, VGH-Akte Bl. 112/114 f.) hier nicht aus-

schlaggebend.  

 

Dass der Kläger als „Secretary“ keine Befehlsbefugnis innegehabt haben will, ändert 

nichts an seiner Mitverantwortung für die Provokation durch eigenes Fehlverhalten 

und entlastet ihn nicht wesentlich von seiner Mitverantwortung für das Fehlverhalten 

der Gruppe, denn er hätte im Vorfeld auf die anderen Mitglieder – selbst ohne hierar-

chische Befehlsgewalt wenigstens auf Grund seiner persönlichen Autorität oder jener 

als „Officer“ überredend und überzeugend – mäßigend einwirken und ein anderes 

Lokal wählen können. Statt dessen begab er sich mit ihnen gezielt in die unmittelbare 

Sichtweite des Vereinslokals des MC G******, wo schon auf Grund der direkten 

Nachbarschaft eine Eskalation greifbar in der Luft lag. Trotz dieser für ihn erkennba-

ren Konfliktträchtigkeit der Situation blieb der Kläger vor Ort und entfernte sich erst 

nach der Auseinandersetzung. 

 

3. Ohne den Widerruf der Bewachungserlaubnis des Klägers wäre das öffentliche In-

teresse gefährdet, denn angesichts seiner gewerberechtlichen Unzuverlässigkeit be-

steht die Gefahr, dass er auch in seiner Berufsausübung die gesetzlichen Anforde-

rungen an die besonderen Pflichten eines Bewachungsunternehmers wie Konflikt-

vermeidung und Konfliktbeilegung möglichst ohne Gewaltanwendung nicht erfüllt.  

 

Für den Widerruf einer Gewerbeerlaubnis nach Art. 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 

BayVwVfG genügt zwar nicht, dass er lediglich im öffentlichen Interesse liegt, son-

dern der Widerruf muss zur Abwehr einer Gefährdung des öffentlichen Interesses, 

also zur Beseitigung oder Verhinderung eines sonst drohenden Schadens für wichti-

ge Gemeinschaftsgüter geboten sein. Allerdings kann bereits aus dem Fehlen erfor-

derlicher Eignungsvoraussetzungen die Gefährdung des öffentlichen Interesses ge-

folgert werden (vgl. BVerwG, B.v. 17.8.1993 – 1 B 112/93 – juris Rn. 6 m.w.N.; 

BayVGH, B.v. 25.9.2012 – 22 ZB 12.731 – Rn. 13). Im vorliegenden Fall gefährdet 

die fehlende Zuverlässigkeit des Klägers das Schutzgut der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung als wichtiges Gemeinschaftsgut. Es wäre mit der besonderen Stellung 

des Bewachungsgewerbes und seiner polizeiähnlichen Funktion nicht vereinbar, wür-

de der Kläger als Bewachungsunternehmer auch in seiner Berufsausübung konflikt-
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trächtige Situationen gezielt herbeiführen, gewaltbereite Dritte bewusst provozieren 

und anschließend an der strafrechtlichen Aufarbeitung der daraus entstandenen Es-

kalation nicht mitwirken. Dann wäre der Kläger als Bewachungsunternehmer gerade 

keine Entlastung für die staatlichen Sicherheitsbehörden, sondern eine Belastung für 

die öffentliche Sicherheit und Ordnung. Seine weitere gewerbliche Berufsausübung 

angesichts dieser von ihm gezeigten außergewerblichen Verhaltensweisen zu unter-

binden, liegt daher im wohlverstandenen öffentlichen Interesse, das ohne den Wider-

ruf der Bewachungserlaubnis des Klägers sonst ernstlich gefährdet wäre. 

 

Den Kläger weniger belastende Mittel stehen nicht zur Verfügung, da auch betriebs-

bezogene Nebenbestimmungen wie Beschäftigungsverbote für Mitglieder, Anwärter 

oder Interessenten des MC B******* als Bewachungspersonal die in der Person des 

Klägers liegenden Unzuverlässigkeitsmerkmale nicht beseitigen würden.  

 

4. Die innerhalb der Widerrufsfrist des Art. 48 Abs. 4, Art. 49 Abs. 2 Satz 2 Bay-

VwVfG ergangene Widerrufsentscheidung leidet auch nicht an Ermessensfehlern.  

 

Insbesondere liegt keine Ermessensfehleinstellung darin, dass die Behörde den Wi-

derruf zunächst auch auf die vorliegend nicht maßgeblichen politischen Aktivitäten 

des Klägers gestützt hatte, weil sie ihn selbständig tragend auf sein Verhalten im Zu-

sammenhang mit der Auseinandersetzung vom 25./26. Dezember 2010 gestützt hat.  

 

Das Landratsamt hat das private Interesse des Klägers an der fortgesetzten Ausü-

bung seines Bewachungsgewerbes rechtsfehlerfrei hintangestellt, da er zur Siche-

rung seines Lebensunterhalts nicht allein darauf angewiesen ist, sondern sich weite-

re Geschäftsfelder erschlossen hat (Versand- und Internet-Einzelhandel mit Textilien, 

Bekleidung, Schuhen und Lederwaren; seit 30.10.2012 auch Büroservice und Arbeit-

nehmerüberlassung). Mögen diese auch noch von untergeordneter Bedeutung sein, 

so bleibt dem Kläger doch die Möglichkeit, sich weitere Geschäftsfelder zu erschlie-

ßen, von denen zu erwarten ist, dass sie seinen künftigen Lebensunterhalt werden 

sichern können. Zudem bleibt ihm unbenommen, neue nicht sicherheitsrelevante 

gewerbliche Tätigkeiten aufzunehmen, da er sich nur für die spezifischen Anforde-

rungen des Bewachungsgewerbes als unzuverlässig erwiesen hat, oder sich eine 

abhängige Beschäftigung zu suchen.  

 

III. Der Widerruf seiner Bewachungserlaubnis verletzt den Kläger auch nicht in seiner 
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Berufswahlfreiheit, seinem Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb 

oder seiner Vereinigungsfreiheit.  

 

1. Der Widerruf seiner Bewachungserlaubnis verletzt den Kläger nicht in seinem 

Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wobei dahinstehen kann, 

ob dieses in den Schutzbereich von Art. 14 Abs. 1 GG fällt, da in diesem Fall durch 

Art. 12 Abs. 1 GG Schutz zu gewähren wäre. Im Übrigen stellt die Möglichkeit eines 

Widerrufs unter den hier erfüllten gesetzlichen Voraussetzungen jedenfalls eine ver-

fassungsmäßige Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 

Satz 2 GG) sowie der Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) dar. 

 

2. Der Widerruf seiner Bewachungserlaubnis verletzt den Kläger auch nicht in seiner 

von Art. 9 Abs. 1 GG geschützten Vereinigungsfreiheit, weil der Widerruf nicht an 

seine bloße Mitgliedschaft im MC B******* ******* ********** als einem nicht verbote-

nen Verein anknüpft, sondern an sein persönliches Verhalten im Zusammenhang mit 

der Auseinandersetzung vom 25./26. Dezember 2010.  

 

Kosten: § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Vorläufige Vollstreckbarkeit: §§ 708 ff. ZPO i.V.m. § 167 Abs. 2 VwGO. 

 

Nichtzulassung der Revision: § 132 Abs. 2 VwGO. 

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

 

Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum 

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 

80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung schriftlich einzulegen und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung 

dieser Entscheidung zu begründen. Die Beschwerde muss die angefochtene Ent-

scheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegründung muss die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwal-

tungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes o-
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der des Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshofs abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 

und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit 

Befähigung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 

RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 

Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 

sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Be-

vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-

gericht durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

 

 

 

Dr. Schenk                                      Demling                                       Dr. Dietz 

 

 

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Streitwert wird auf 15.000 Euro festgesetzt. 

 

Die Streitwertfestsetzung folgt § 52 Abs. 1, § 47 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 GKG 

i.V.m. Ziffer 54.2.1 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013. 

 

 

 

 

Dr. Schenk                                            Demling                                        Dr. Dietz 
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